
 
 

 

  

 

 

Beschlusskammer 2 

BK 2f 02/021 

Beschluss 
 
 

In dem Verwaltungsverfahren 
 
wegen 
 
Antrags der Deutschen Telekom AG auf Genehmigung von Entgelten für dauernd überlassene 
Tn/TV-Sendeanlagen für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten vom 24.09.2002 
 
Verfahrensbeteiligte 
 
Deutsche Telekom AG, Friedrich-Ebert-Allee 140, 53113 Bonn, vertreten durch den Vorstand 
 - Antragstellerin -
 
Verfahrensbevollmächtigte: Dr. Axel Wehmeier, Rita-Michaela Schappert (Deutsche Telekom AG) 
 
hat die Beschlusskammer 2 der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post in der 
Besetzung 
 
Direktor Kuhrmeyer   (Vorsitzender), 
RR z.A. Lindhorst   (Beisitzer) und  
RD Busch    (Beisitzer) 
am 03.12.2002 entschieden: 
 
 

Genehmigung 
 

Die beantragten Entgelte für folgende Leistungen der Antragstellerin werden genehmigt: 
 
- dauernd überlassene UKW-Sendeanlagen für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, 
- dauernd überlassene Fernsehsendeanlagen für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstal-

ten, 
- dauernd überlassene Fernsehfrequenzumsetzer für öffentlich-rechtliche Rundfunkan-

stalten. 
 

 Die Genehmigung tritt am 01.01.2003 in Kraft und erfolgt längstens bis zum 31.12.2005. 
Im übrigen wird die Genehmigung für den Zeitraum 01.01.2006 bis zum 31.12.2006 
abgelehnt. 

 
 

Gründe: 

 

I. 
Der Entscheidung liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 
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Mit Beschluss BK2d 00/024 vom 12.10.2000 hat die Beschlusskammer 2 letztmalig die Entgelte 
für dauernd überlassene Hörfunk- und Fernsehsendeanlagen (Tn/TV-Sendeanlagen) für die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im Rahmen der Vereinbarung über die Leistungsbezie-
hungen mit den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten hinsichtlich der Technischen Leistun-
gen (VTL) bis zum 31.12.2002 genehmigt. 
 
Die Vereinbarung über die Leistungsbeziehungen mit den öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten hinsichtlich der Technischen Leistungen (VTL) ist durch den 
 

�� Vertrag mit den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der ARD und DeutschlandRa-
dio zur Bereitstellung und Überlassung von Rundfunk-Netzen – Sender und Leistungen 
– („RuNet“) vom 14.12.2000 

und den 
�� Vertrag über die Leistungsbeziehungen mit dem ZDF „Sender und Leistungsverträge 

(SLV)“ vom 13.12.2000  
 
abgelöst worden.  
 
Der Eingang des Entgeltantrages wurde nach § 8 Absatz 2 TEntgV im Amtsblatt der Regulie-
rungsbehörde für Telekommunikation und Post Nr. 20/2002 vom 16.10.2002, Mitteilung Nr. 
457/2002, bekannt gegeben. 
 
Die Antragstellerin hat nunmehr eine Entgeltgenehmigung ab dem 01.01.2003 bis zum 
31.12.2006 beantragt. 
 
Die Antragstellerin trägt vor, dass die beantragten Entgelte den Anforderungen des § 24 TKG 
entsprächen. Angesichts der von der Antragstellerin im Antragsschreiben vorgetragenen 
Kostenunterdeckung enthielten die Entgelte offensichtlich keine Aufschläge. Die Entgelte 
enthielten auch keine Abschläge, die die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf 
dem Markt für die Übertragung von Hörfunk- und Fernsehsignalen beeinträchtigen würden. Die 
beantragten Entgelte lägen zwar unter den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung. Die 
Antragstellerin stehe bei der Übertragung von Hörfunk- und Fernsehsignalen jedoch nicht im 
Wettbewerb mit anderen Anbietern. Aufgrund der auslaufenden Bedeutung der analogen 
Rundfunkübertragung sei unabhängig von der Entgeltpolitik der Antragstellerin  nicht mit einem 
Markteintritt potentieller Wettbewerber zu rechnen. Schließlich sollten die Interessen der Nutzer 
als sachlich gerechtfertigter Grund für Abschläge ausreichen. 
 
Zur weiteren Begründung hat die Antragstellerin ausgeführt, dass sich die Entgelte an den 
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung orientierten. Die nachgewiesenen Kosten bezö-
gen sich auf die durchschnittliche Antennenhöhe von 157 m (TV) bzw. 97 m (UKW). Die Diffe-
renzierung der Entgelte nach Antennenhöhe orientiere sich grundsätzlich an der Entgeltstruktur 
für AGB -Kunden. Hinsichtlich der im Bescheid BK2d 00/024 vom 12.10.2000 angesprochenen 
Kürze der Abschreibungsdauern führt die Antragstellerin aus, dass die zukünftige durchschnitt-
liche Nutzungsdauer der Sendeanlagen aus heutiger Sicht nicht ermittelbar sei. Aus kaufmänni-
scher Vorsicht werde deshalb die handelsrechtliche Nutzungsdauer angesetzt. Insbesondere 
vor dem Hintergrund der auslaufenden Bedeutung der analogen Rundfunkübertragung würde 
eine längere Abschreibungsdauer jeglichen wirtschaftlichen Kriterien widersprechen, da die 
analoge terrestrische Rundfunkübertragung spätestens im Jahr 2010 durch die digitale Übertra-
gung vollständig abgelöst werden solle. 
 
Die Prüfung des Antrages erfolgte auf der Grundlage der von der Antragstellerin als Anlage zum 
Antrag beigefügten Unterlagen. Ausweislich des Antragsschreibens der Antragstellerin vom 
24.09.2002, dort III, Seite 3 des Antragsschreiben, hat sich im Vergleich zur Kostenstudie, die 
dem vorangegangenen Entgeltgenehmigungsantrag beigefügt  war, keine grundsätzlichen Ver-
änderungen bei der Kostensituation ergeben. Nach Darstellung der Antragstellerin wirkten sich 
die Veränderungen der Organisationsstruktur innerhalb der Deutschen Telekom AG jedoch 
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auch auf die Gemeinkostensituation aus, was jedoch für die Höhe der genehmigungsfähigen 
Entgelte nicht von ausschlaggebender Bedeutung sei. 
 
Die Beschlusskammer hat der Antragstellerin mit Schreiben vom 02.10.2002, 22.10.2002 und 
31.10.2002 eine Zusammenstellung von klärungsbedürftigen Punkten zugeleitet, die sich im 
Rahmen der Prüfprozesse ergaben. Die Fragenkataloge wurden von der Antragstellerin 
fristgerecht beantwortet. 
 
Die gesetzlich vorgeschriebene Entscheidungsfrist des § 28 Absatz 2 Satz 1 TKG von 6 Wo-
chen wurde von der Beschlusskammer gemäß § 28 Absatz 2 Satz 2 TKG am 30.10.2002 bis 
längstens zum 03.12.2002 verlängert. 
Dem Bundeskartellamt wurde nach § 82 Satz 3 TKG Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
Von der eingeräumten Möglichkeit hat das Bundeskartellamt keinen Gebrauch gemacht. 
 
Mit Schreiben vom 04.11.2002 verzichtete die Antragstellerin als allein am Verfahren Beteiligte 
auf die Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung. 
 
Wegen der weiteren Einzelheiten zum Sachverhalt wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Be-
zug genommen. 
 
 
 

II. 
 
Die Entscheidung der Beschlusskammer beruht auf §§ 24, 25 Abs. 1, 27 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 
bis Abs. 4 TKG i.V.m. §§ 1 Abs. 1, 2 und 3 TEntgV, §§ 66, 73 ff. TKG. 
 
1. Das Verfahren wurde ordnungsgemäß durchgeführt. 
 
Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus §§ 66 und 73 Abs. 1 TKG. Es handelt 
sich um eine Entscheidung nach den Regelungen des Dritten Teils, d.h. den §§ 24 bis 32 TKG, 
einschließlich der nach § 27 Abs. 4 TKG erlassenen TEntgV. 
 
Die Genehmigungspflicht der Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile für die dauernd 
überlassenen Tn/TV-Sendeanlagen ergibt sich aus § 25 Abs. 1 TKG. 
 
Die Errichtung und der Betrieb von Tn/TV-Sendeanlagen ist eine nach § 6 Abs. 2 Nr. 1 lit. c) 
TKG lizenzpflichtige Tätigkeit, denn das Herstellen von Verbindungen zwischen Sender und 
Rundfunkempfänger durch Funkfrequenzen stellt ein Betreiben von Übertragungswegen im 
Sinne des Gesetzes dar. Der Antragstellerin wurde eine Lizenz der Lizenzklasse 3 nach § 6 
TKG erteilt (Nummer 96 03 021), die sie dazu berechtigt, in der Bundesrepublik Deutschland 
Grundstücksgrenzen überschreitende und für Telekommunikationsdienstleistungen für die 
Öffentlichkeit genutzte Übertragungswege zu betreiben. Im Rahmen dieser Lizenz erbringt sie 
das Angebot der dauernden Überlassung von Tn/TV-Sendeanlagen. Im übrigen wird auf die 
diesbezüglichen Ausführungen in dem Bescheid BK 2d 00/024 vom 12.10.2000 verwiesen. 
 
Die Antragstellerin verfügt auf den Märkten für das Angebot von Sendeanlagen (Übertra-
gungswegen) zur terrestrischen Verbreitung analogen Rundfunks (analoges Fernsehen und 
analoger Hörfunk über UKW-Frequenzen) im Rahmen der Lizenzklasse 3 nach § 6 TKG über 
eine marktbeherrschende Stellung nach § 19 GWB. Auch diesbezüglich wird auf die Ausfüh-
rungen in dem Bescheid BK 2d 00/024 vom 12.10.2000 verwiesen. Seither sind keine Um-
stände eingetreten bzw. bekannt geworden, die hinsichtlich der Frage der Marktbeherrschung 
eine abweichende Beurteilung zulassen.  
 
Die Verfahrensrechte der Antragstellerin wurden gewahrt. Ihr wurde die Möglichkeit der Stel-
lungnahme zu einzelnen, klärungsbedürftigen Punkten eröffnet, die sie durch entsprechendes 
Antwortschreiben auch wahrnahm (siehe oben, I.). 
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Die gesetzlich vorgeschriebene Entscheidungsfrist des § 28 Abs. 2 Satz 1 TKG von sechs Wo-
chen wurde von der Beschlusskammer gemäss § 28 Abs. 2 Satz 2 TKG am 30.10.2002 bis 
längstens zum 03.12.2002 verlängert. 
 
Die Entscheidung ergeht gemäss § 75 Abs. 3, Satz 1, 2. Halbsatz TKG mit Einverständnis der 
Antragstellerin als alleiniger Beteiligter ohne öffentliche mündliche Verhandlung.  
 
 
2. Die materielle Prüfung des Antrags hat zur Genehmigung der beantragten Tarife längstens 
bis zum 31.12.2005 geführt.  
 
2.1. Der Antrag der Antragstellerin ist prüffähig.  
 
Der Umfang der vorzulegenden Unterlagen ergibt sich aus § 27 Abs. 4 i. V. m. § 2 Abs. 1 und 2 
TEntgV. Von entscheidender Bedeutung für die Prüfung des vorgelegten Entgeltantrages sind 
die Angaben zu den Kosten. Dem aktuellen Entgeltantrag liegt eine dem Kostennachweis nach 
der INTRA/INTRA-light-Methode entsprechende Kalkulationsmethodik zugrunde.  
 
Hier ist darauf hinzuweisen, dass bezüglich der vorgelegten Kostennachweise weiterhin 
folgende Mängel vorliegen.  
 

��So konnte beispielsweise die Ermittlung des – bereits in dem Beschluss BK 2d 00/024 
vom 12.10.2000 beanstandeten Darlegungen zu den Investitionswerten nicht nachvoll-
zogen werden.  

��Trotz Übergangs der verfahrensrelevanten Ressorts von der Deutschen Telekom AG in 
die T-Systems International GmbH und dem zweimalig vorgenommen Releasewechsel 
mit damit einhergehenden Ressortänderung wurde von der Antragstellerin keine Über-
leitungsrechnung vorgelegt. Ein Vergleich zum Vorgängerantrag wurde mithin deutlich 
erschwert. 

 
Zudem verfügte der Altantrag über einen deutlich größeren Umfang an Kostennachweisen.  
 
Die Antragstellerin hat für die nächste Antragstellung zu beachten, dass unaufgefordert alle 
Kostennachweise in vollständiger, insbesondere den Anforderungen des § 2 Abs.1 Nr.2 und 4 
TEntgV entsprechender sowie nachvollziehbarer Form eingehen. Insbesondere ist dem 
nächsten Antrag bereits zum Zeitpunkt des Antragseingang durch die Antragstellerin z.B. ein 
Ausweis der Kostendeckungszahlen beizufügen und es der Beschlusskammer mit den notwen-
digen Angaben detailliert zu ermöglichen, diesen rechnerisch zu überprüfen. 
 
Positiv ist demgegenüber hervorzuheben, dass im vorliegenden Antrag die einzelnen Prozess-
schritte und Produktionsschritt-Beschreibungen im Vergleich zu anderen Anträgen ausführlicher 
dargelegt wurden. So ist beispielsweise die Darstellung der Antragstellerin zu den Aktivierten 
Eigenleistungen im gegenständlichen Verfahren transparent und nachvollziehbar gestaltet.  
 
Insgesamt entscheidend ist, dass es die Antragstellerin mit den teilweise modifizierten Entgelten 
erreicht hat, den im vormaligen Verfahren (Az. BK 2d 00/024) von der Beschlusskammer nach 
Ihren damaligen Erkenntnisquellen ausgerechneten Kostendeckungsgrad von ca. 77 % auf 
nunmehr ausgerechneten insgesamt ca. 99 % anzuheben. Im Ergebnis ist daher 
Kostendeckung erreicht. 
 
So wurde eine Erhöhung des Kostendeckungsgrades bei den UKW-Sendeanlagen, Variante B 
(eingeschränktes Betriebskonzept), bei der die Prüfungen im letzten
Beschlusskammerverfahren Kostensenkungspotentiale ergeben haben, nunmehr realisiert. Bei 
den UKW-Sendeanlagen, Variante A (Betriebskonzept 24 Stunden) bei denen in den 
vormaligen Entgeltregulierungsverfahren noch Kostenunterdeckungen ersichtlich waren, sind 
nun nach dem nun zur Genehmigung vorgelegten Tarifschema Tariferhöhungen vorgesehen. 
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Wegen der nicht vorhandenen Wettbewerbsbeeinträchtigung durch die partiell 
kostenunterdeckende Preise wäre es gleichwohl zu begrüßen, wenn das eingeleitete 
„Rebalancing“ zwischen Ton- und TV-Tarifen fortgeführt würde. 
 
Die Beschlusskammer erblickt insbesondere in der Entwicklung des Kostendeckungsgrades das 
ernsthafte Bemühen, die Tarife an den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung im Sinne 
des § 24 TKG zu orientieren. 
 
2.2 Die Vorschriften des § 24 TKG i.V.m. § 3 TEntgV lassen eine Genehmigung der beantrag-
ten Tarife zu. Die Genehmigung war wegen der aufgezeigten Mängel allerdings auf 3 Jahre zu 
befristen. Die im Vergleich zum Antrag (4 Jahre) verkürzte Genehmigungsdauer soll der An-
tragstellerin die Möglichkeit geben, die aufgezeigten Mängel zu beseitigen und die Beschluss-
kammer befähigen, nach einem angemessenen Zeitraum nochmals die derzeit zum Teil nicht 
abschließend beurteilbaren Kosten zu überprüfen. 
 
Die von der Antragstellerin vorgelegten Kostennachweise weisen nach gegenwärtiger Beurtei-
lung der Beschlusskammer darauf hin, dass die Tarife keine Aufschläge nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 
und keine Abschläge nach § 24 Abs. 2 Nr. 2 enthalten. 
 
Gegen das Vorliegen von Aufschlägen spricht, dass der hilfsweise von der Beschlusskammer 
berechnete Kostendeckungsgrad auf Grundlage der Kostenwerte der Antragstellerin insgesamt 
ca. 99 % beträgt. Dieser Befund (Kostenunterdeckung) ändert sich auch unter Berücksichtigung 
unten aufgeführten der quantifizierbaren Kostenüberhöhungen nicht. 
 
Gegen das Vorliegen von Abschlägen spricht, dass die von der Antragstellerin angegebenen 
Kosten, die eine Kostenunterdeckung ausweisen, überhöht sind. Eine exakte Quantifizierung 
der Kostenüberhöhung kann allerdings nur teilweise erfolgen: 
 
Hinsichtlich der quantifizierbaren Überhöhungen kann folgendes festgestellt werden: 
 

��Die Beschlusskammer hat in dem vorangegangenen Bescheid BK 2d 00/024 vom 
12.10.2000 dargelegt, dass die zum damaligen Zeitpunkt von der Antragstellerin ange-
setzten kalkulatorischen Zinssätze von 12,6 % überhöht sind. Auf die diesbezüglichen 
Ausführungen wird bezug genommen, sie gelten erst recht für die im vorliegenden An-
trag angenommenen kalkulatorischen Zinssätze von 14,4 %. 

 
��Darüber hinaus geht die Beschlusskammer nach wie vor davon aus, dass die angegebe-

nen Abschreibungsdauern zu niedrig sind. Auf die ausführlichen Erläuterungen im Be-
scheid BK 2d 00/024 vom 12.10.2000 wird hier verwiesen. Aus ökonomischer Sicht 
konnten die geltend gemachten Abschreibungsdauern wiederum nicht nachgewiesen 
werden. Die Antragstellerin blieb im Ergebnis den Nachweis der ausgewiesenen Ab-
schreibungsdauern auch in diesem Verfahren schuldig: In ihrem Antragsschreiben vom 
24.09.2002 (Schreiben OWP4-5) führte die Antragstellerin aus, dass sie die durch-
schnittliche Nutzungsdauer der Sendeanlagen aus heutiger Sicht nicht ermitteln könne. 

 
Die Antragstellerin gab - wie bereits im vorangegangenen Verfahren BK 2d 00/024 - an, 
die durchschnittliche Nutzungsdauer der entsprechenden Wirtschaftsgüter nicht genau 
ermitteln zu können. Es kann daher nicht ausgeschlossen werden, dass für die besagten 
Wirtschaftsgüter eine wesentlich längere als die angegebene Nutzungsdauer zutreffend 
ist. Die von der Antragstellerin wiederum gegebene Begründung für die nur 10-jährige 
Nutzungsdauer, nämlich die handelsrechtliche Nutzungsdauer als Ausdruck kaufmänni-
schen Vorsichtsprinzips, ist weiterhin nicht akzeptabel. Dies gilt auch für das bloße Be-
harren der Antragstellerin auf diesem Standpunkt in ihrem Antragsschreiben. Auf die 
dazu bereits in früheren Entgeltgenehmigungsverfahren gemachten Ausführungen der 
Beschlusskammer, zum Beispiel im Bescheid BK 2b 00/024 vom 12.10.2000, wird hier 
verwiesen.  
 



6 
 

Die Beschlusskammer geht insofern weiter von einer durchschnittlichen Nutzungsdauer 
der Sendeanlagen von zunächst 15 Jahren aus.  

 
Zieht man diese beiden quantifizierbaren Korrekturgrößen, Kapitalzinssatz von 8,75% und 
Nutzungsdauer von Sendeanlagen von 15 Jahren, zusammen, so ergibt sich ein Kosten-
deckungsgrad von insgesamt ca. 99 %. Damit kann nicht von wettbewerbsbeeinträchtigenden 
Abschlägen ausgegangen werden.  
 
 
3. Die mit der Genehmigung verbundenen Nebenentscheidungen sind gemäß § 36 Abs.1 
VwVfG durch Rechtsvorschrift zugelassen. Die Befristung der Genehmigungen erfolgt gemäß § 
28 Abs. 3 TKG.  
 
Damit wird berücksichtigt, dass die Befristung einerseits angesichts des Umfangs der vorzule-
genden Unterlagen und des damit verbundenen Aufwandes sowohl für die Antragstellerin als 
auch für die Beschlusskammer eine gewisse Länge haben muss. Andererseits muss eine Über-
prüfung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung in regelmäßigen, überschaubaren 
Abständen durch die Bemessung der Befristung möglich sein. Dies gilt gerade im vorliegenden 
Fall, da eine Reihe von Mängeln in bezug auf die Kostennachweise bestehen, die eine erneute 
Überprüfung der Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung durch die Beschlusskammer 
nach einem für alle Beteiligten angemessenem Zeitraum erfordern.  
 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem Verwal-
tungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der 
Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine 
Ausfertigung erhalten können. 
Eine Klage hat keine aufschiebende Wirkung, § 80 Abs.2 TKG. 
 
Bonn, den 03.12.2002 
 

 
 

 

 

Kuhrmeyer  

(BK2 z.U.)  

 

Vorsitzender  

 

 Lindhorst

(BK2b z.U.)

Beisitzer 

  Busch 

(BK2a z.U.)

Beisitzer 
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